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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales und des Bundesmi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung eines Sofortzuschlages für Kin-
der und einer Einmalzahlung an erwachsene Leistungsberechtigte der 
sozialen Mindestsicherungssysteme aus Anlass der COVID-19-
Pandemie 

(Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz) 

A. Problem und Ziel 

Kinder sind immer dann im Leistungsbezug des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 
II), des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII). des Bundesversorgungsgesetzes 
(BVG) oder des Kinderzuschlags, wenn ihre Eltern kein ausreichendes Einkommen für die 
gesamte Familie erzielen. Das kann die Chancen der Kinder zur gesellschaftlichen Teil-
habe, zur Teilhabe an Bildung und am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt mindern und zu 
Armut führen. Im Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode ist deshalb das Ziel fest-
gelegt, mit der Kindergrundsicherung bessere Chancen für Kinder und Jugendliche zu 
schaffen. Bis zur Einführung der Kindergrundsicherung soll ein Sofortzuschlag ergänzend 
unterstützen.  

Zudem soll durch die erneute Gewährung einer Einmalzahlung an erwachsene Leistungs-
berechtigte der sozialen Mindestsicherungssysteme ein zusätzlicher finanzieller Hand-
lungsspielraum als Ergänzung zu den Regelbedarfen geschaffen werden, um etwaige im 
Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie stehende zusätzliche oder erhöhte Ausga-
ben zu finanzieren. 

Die Stichtagsregelungen in den §§ 12e Absatz 3 Nummer 4, 12l Nummer 2 des Behinder-
tengleichstellungsgesetzes sind zu eng bemessen. Der Stichtag in den Regelungen muss 
daher vom 1. Juli 2021 auf den 1. Juli 2023 verschoben werden. 

Für die Berechnung des Übergangsgeldes während des Bezuges von Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben wird gem. § 68 SGB IX ein fiktives Arbeitsentgelt zugrunde ge-
legt, das abhängig von der Qualifikation und einem entsprechenden Prozentsatz der Be-
zugsgröße nach § 18 SGB IV bestimmt wird. Durch die Erhöhung des Mindestlohns zum 
1. Oktober 2022 auf 12 Euro läge ein fiktives Arbeitsentgelt der Qualifikationsgruppe 4 
ohne gesetzliche Anpassung unterhalb des Mindestlohns.  

B. Lösung 

Einführung eines Sofortzuschlages für von Armut betroffene Kinder, Jugendliche und jun-
ge Erwachsene im SGB II, SGB XII und BVG, die Leistungen nach den für Kinder gelten-
den Regelbedarfsstufen erhalten oder für die die Eltern Kinderzuschlag erhalten. 

Erwachsene Leistungsberechtigte des SGB II, des SGB XII, des Asylbewerberleistungs-
gesetzes (AsylbLG) und des BVG erhalten eine einmalige finanzielle Unterstützung in 
Höhe von 100 Euro je Person. 
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Durch eine Anpassung des § 68 SGB IX wird sichergestellt, dass die Erhöhung des Min-
destlohns bei der Berechnung des fiktiven Arbeitsentgelts der Qualifikationsgruppe 4 be-
rücksichtigt wird. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

In der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II sollen rund 2 Millionen un-
verheiratete Kinder unter 25 Jahren den Sofortzuschlag von 20 Euro pro Monat erhalten. 
Demzufolge fallen pro Jahr Mehrausgaben in Höhe von rund 480 Millionen Euro an, die 
vom Bund getragen werden. Im Jahr 2022 betragen die Mehrausgaben aufgrund der Ein-
führung zum 1. Juli 2022 rund 240 Millionen Euro.  

Im Bereich des Dritten Kapitels des SGB XII liegen die Mehrausgaben für den Sofortzu-
schlag, die von den Ländern und Kommunen zu tragen sind, bei rund 6 Millionen Euro pro 
Jahr. Im Jahr 2022 liegen die Mehrausgaben bei rund 3 Millionen Euro. 

Im Bereich des Sozialen Entschädigungsrechts erhalten schätzungsweise 500 Kinder den 
Sofortzuschlag. Dadurch ergeben sich Mehrausgaben in Höhe von 120 000 Euro pro 
Jahr. Für das Jahr 2022 fallen 60 000 Euro an. Rund 48 Prozent der Kosten entfallen auf 
die Länder und rund 52 Prozent auf den Bund. 

Durch den Sofortzuschlag, der beim Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz 
(BKGG) in Form der Erhöhung des Höchstbetrags des Kinderzuschlags um 20 Euro ge-
währt wird, entstehen Mehrausgaben von rund 181 Millionen Euro pro Jahr. Für das Jahr 
2022 ergeben sich dementsprechend Mehrausgaben in Höhe von 90,5 Millionen Euro. 
Die Mehrausgaben werden vom Bund getragen. 

Durch die Einmalzahlung entstehen Mehrausgaben für Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhaltes nach dem SGB II beim Bund in Höhe von rund 330 Millionen Euro im 
Jahr 2022.  

Die einmalige Zahlung von 100 Euro führt im SGB XII zu Mehrkosten von rund 120 Millio-
nen Euro, wovon rund 10 Millionen Euro auf den Bereich des Dritten Kapitel des SGB XII 
und rund 110 Millionen Euro auf den Bereich des Vierten Kapitel des SGB XII entfallen. 
Im Bereich des Asylbewerberleistungsgesetzes entstehen Ländern und Kommunen Kos-
ten in Höhe von 28 Millionen Euro. 

Die einmalige Zahlung von 100 Euro führt im Bereich der Sozialen Entschädigung zu 
Mehrausgaben in Höhe von rund 250 000 Euro. Davon entfallen rund 130 000 Euro auf 
den Bund und rund 120 000 Euro auf die Länder. 

Die Änderung bei der fiktiven Berechnung des Übergangsgeldes führt zu Mehrausgaben 
im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit in Höhe von 750.000 Euro. Bei den Trägern der 
Unfallversicherung ergeben sich aufgrund der insgesamt niedrigen Fallzahlen der be-
troffenen Personengruppe geringfügige Mehrausgaben in nicht bezifferbarer Höhe. Dies 
gilt aufgrund der geringen Gesamtfallzahl von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
(in 2018 insgesamt 464), aus der sich der von der Änderung betroffene Personenkreis 
nicht näher ermitteln lässt, auch für die Träger der Kriegsopferfürsorge. Die zu erwarten-
den Mehrausgaben bei der deutschen Rentenversicherung sind ebenfalls nicht beziffer-
bar.  
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E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch den Sofortzuschlag können rund 12 000 Familien mehr im Kinderzuschlag erreicht 
werden. Diesen Bürgerinnen und Bürgern entsteht durch entsprechende Leistungsanträge 
auf Kinderzuschlag ein Erfüllungsaufwand von etwa 30 000 Stunden jährlich. Im Übrigen 
ergeben sich durch den Sofortzuschlag keine Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. 
Durch die vorgesehene einmalige Zahlung ergibt sich kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergeben sich durch den Gesetzentwurf keine Auswirkungen auf den 
Erfüllungsaufwand. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Verwaltung ergibt sich durch die Einführung des maschinell auszuzahlenden So-
fortzuschlages sowie durch die Einmalzahlung ein einmaliger, nicht bezifferbarer Erfül-
lungsaufwand. 

Abweichend davon kann im BVG in Einzelfällen auch eine manuelle Umsetzung notwen-
dig sein, die Erfüllungsaufwand in Höhe von etwa 10 000 Euro verursacht. 

Für die rund 12 000 Familien, die im Kinderzuschlag neu erreicht werden, ergibt sich ein 
jährlicher Erfüllungsaufwand für die Familienkasse von rund 19 000 Stunden jährlich. Dies 
ergibt sich aus einer durchschnittlichen jährlichen Bearbeitungszeit der Verwaltung von 
rund 93 Minuten pro Familie. 

Durch die Ergänzung der Regelung bei der fiktiven Berechnung des Übergangsgeldes 
entsteht ein einmaliger Anpassungsaufwand (Anpassungen im IT-Verfahren und im ma-
nuellen Leistungsverfahren) für die Träger der Rentenversicherung in Höhe von rund 
5.460 Euro, für die Bundesagentur für Arbeit in Höhe von rund 39.000 Euro sowie für die 
Träger der Unfallversicherung und die Träger der Kriegsopferfürsorge in nicht bezifferba-
rer Höhe. Im Falle weiterer Anhebungen des Mindestlohnes entsteht für die genannten 
Träger ein weiterer geringer nicht bezifferbarer Anpassungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales und des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung eines Sofortzuschlages für Kin-
der und einer Einmalzahlung an erwachsene Leistungsberechtigte der 
sozialen Mindestsicherungssysteme aus Anlass der COVID-19-
Pandemie 

(Sofortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetz) 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu den §§ 72 und 73 wie folgt gefasst: 

„§ 72 Sofortzuschlag 

§ 73 Weitere Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie“. 

2. Die §§ 72 und 73 werden wie folgt gefasst: 

§ 72„ 

Sofortzuschlag 

(1) Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, die Anspruch auf Arbeitslosen-
geld II oder Sozialgeld haben, dem ein Regelbedarf nach den Regelbedarfsstufen 3, 
4, 5 oder 6 zu Grunde liegt, haben zusätzlich Anspruch auf einen monatlichen Sofort-
zuschlag von 20 Euro. Satz 1 gilt auch für Kinder, Jugendliche und junge Erwachse-
ne, die 

1. nur einen Anspruch auf eine Bildungs- und Teilhabeleistung haben oder 

2. nur deshalb keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld haben, weil 
im Rahmen der Prüfung der Hilfebedürftigkeit Kindergeld berücksichtigt wurde 
(§ 11 Absatz 1 Satz 5). 

Der Sofortzuschlag wird erstmalig für den Monat Juli 2022 erbracht. 
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(2) Wird die Grundleistung rückwirkend geändert oder fällt sie rückwirkend weg, 
erfolgt keine rückwirkende Aufhebung der Bewilligung und keine Rückforderung des 
Sofortzuschlages. Dies gilt auch, wenn sich aufgrund einer abschließenden Entschei-
dung nach § 41a Absatz 3 kein Anspruch auf die Grundleistung ergibt. 

(3) § 42 Absatz 4 gilt auch für den Anspruch auf den Sofortzuschlag. 

§ 73 

Weitere Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie 

Leistungsberechtigte, die für den Monat Juli 2022 Anspruch auf Arbeitslosengeld II 
oder Sozialgeld haben und deren Bedarf sich nach Regelbedarfsstufe 1 oder 2 richtet, 
erhalten für diesen Monat zum Ausgleich der mit der COVID-19-Pandemie in Zusammen-
hang stehenden Mehraufwendungen eine Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro.“ 

Artikel 2 

Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

In § 68 Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 des Neuntens Buches Sozialgesetzbuch vom 23. 
Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 7c des Gesetzes vom 27. 
September 2021 (BGBl. I S. 4530) geändert worden ist, wird der Punkt am Ende durch die 
Wörter „, mindestens jedoch ein Arbeitsentgelt in Höhe des Betrages, der sich ergibt, 
wenn der Mindestlohn nach Mindestlohngesetz mit einem Siebtel der tariflichen regelmä-
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit, die für Angestellte im öffentlichen Dienst des Bundes gilt, 
vervielfacht wird.“ ersetzt. 

Artikel 3 

Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. 
Dezember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 16 des Gesetzes vom 
10. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5162) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Im Inhaltsverzeichnis werden nach der Angabe zu § 144 folgende Angaben eingefügt: 

„§ 145 Sofortzuschlag 

§ 146 Erstattung“. 

2. § 144 wird wie folgt gefasst: 

§ 1„§ 144 

Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie 

Leistungsberechtigte, denen für den Monat Juli 2022 Leistungen nach dem Dritten 
oder Vierten Kapitel gezahlt werden und deren Regelsatz sich nach der Regelbedarfsstu-
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fe 1, 2 oder 3 der Anlage zu § 28 ergibt, erhalten für diesen Monat zum Ausgleich der mit 
der COVID-19-Pandemie in Zusammenhang stehenden Mehraufwendungen eine Einmal-
zahlung in Höhe von 100 Euro. Leistungsberechtigten, für die die Regelbedarfsstufe 3 gilt, 
ist die Leistung nach Satz 1 zusammen mit dem Barbetrag nach § 27b Absatz 3 oder § 
27c Absatz 3 auszuzahlen; die Einmalzahlungen für Leistungsberechtigte nach dem Vier-
ten Kapitel sind Bruttoausgaben nach § 46a Absatz 2 Satz 1.“ 

3. Nach § 144 werden folgende §§ 145 und 146 eingefügt: 

„§ 145 

Sofortzuschlag 

(1) Minderjährige, die einen Anspruch auf Leistungen nach dem Dritten Kapitel 
haben, dem ein Regelsatz nach den Regelbedarfsstufen 4, 5 oder 6 zugrunde liegt, 
haben Anspruch auf einen monatlichen Sofortzuschlag von 20 Euro. Anspruch auf 
den Sofortzuschlag besteht für Minderjährige auch dann, 

1. wenn sie einen Anspruch auf Leistungen nach § 34 haben oder 

2. einen Anspruch nach Satz 1 oder Nummer 1 nur deshalb nicht haben, weil Kin-
dergeld nach § 82 Absatz 1 Satz 4 berücksichtigt wird. 

Der Sofortzuschlag wird erstmalig für den Monat Juli 2022 erbracht. 

(2) Wird der Anspruch auf Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 und 2 Nummer 1 
rückwirkend geändert oder fällt er rückwirkend weg, erfolgt keine rückwirkende Auf-
hebung der Bewilligung und keine Aufhebung des Sofortzuschlages. Dies gilt auch, 
wenn sich nachträglich ergibt, dass innerhalb des Bewilligungszeitraums, für den der 
Sofortzuschlag bereits festgesetzt ist, kein Anspruch auf Leistungen nach Absatz 1 
Satz 1 und Satz 2 Nummer 1 besteht. 

(3) § 17 Absatz 1 Satz 2 gilt auch für den Anspruch auf den Sofortzuschlag. 

(4) Die für die Ausführung der Absätze 1 bis 3 zuständigen Träger werden nach 
Landesrecht bestimmt. Die §§ 3, 6 und 7 sind nicht anzuwenden. 

§ 146 

Erstattung 

(1) Der Bund erstattet den Ländern die ihren Trägern entstandenen Ausgaben 
für Geldleistungen für den Sofortzuschlag nach § 145. 

(2) Die Länder teilen dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales für jedes 
Kalenderjahr (Meldezeitraum) ab 2022 jeweils bis 31. Juli des Folgejahres für jeden 
Träger, der für die Ausführung des § 145 zuständig ist, die Zahl der leistungsberech-
tigten Personen je Kalendermonat mit, denen ein Sofortzuschlag ausgezahlt wurde. 
Leistungen nach § 145, die im laufenden Kalenderjahr für das folgende Kalenderjahr 
ausgezahlt werden, sind dem Meldezeitraum zuzuordnen, für den sie erbracht wer-
den. 

(3) Der Erstattungsbetrag für jeden Kalendermonat im Meldezeitraum errechnet 
sich aus der Anzahl der jeweils gemeldeten leistungsberechtigten Personen multipli-
ziert mit dem Betrag, der als Sofortzuschlag nach § 145 Absatz 1 Satz 1 erbracht 
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wurde. Der Erstattungsbetrag für den jeweiligen Meldezeitraum ergibt sich aus der 
Summe der Erstattungsbeträge je Kalendermonat nach Satz 1. Nach Ablauf der Frist 
des Absatzes 2 eingehende Meldungen sind nicht erstattungsfähig. 

(4) Der Erstattungsbetrag nach Absatz 3 Satz 2 ist vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales an die Länder bis zum 30. September des Kalenderjahres zu 
zahlen, das auf den jeweiligen Meldezeitraum folgt.“ 

Artikel 4 

Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 

Das Asylbewerberleistungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Au-
gust 1997 (BGBl. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 18 des Gesetzes vom 10. Dezember 
2021 (BGBl. I S. 5162) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Absatz 6 wird aufgehoben. 

2. § 16 wird wie folgt gefasst: 

„§ 16 

Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie 

Erwachsene Leistungsberechtigte, die für den Monat Juli 2022 Anspruch auf Leistun-
gen haben, erhalten für diesen Monat zum Ausgleich der mit der COVID-19-Pandemie in 
Zusammenhang stehenden Mehraufwendungen eine Einmalzahlung in Höhe von 100 
Euro.“ 

Artikel 5 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 
2009 (BGBl. I S. 142, 3177), das zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Novem-
ber 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 6a Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Betrag nach Satz 3 erhöht sich ab 1. Juli 2022 um einen Sofortzuschlag in Höhe 
von 20 Euro.“ 

2. § 22 wird aufgehoben. 
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Artikel 6 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 
1982 (BGBl. I S. 21), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 
(BGBl. I S. 5162) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 88d wird wie folgt gefasst: 

„§ 88d 

Erwachsene Leistungsberechtigte, denen für den Monat Juli 2022 Leistungen nach 
§ 27a gezahlt werden, erhalten für sich und ihren Ehegatten oder Lebenspartner im Sinne 
des § 25 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 für diesen Monat zum Ausgleich der mit der COVID-
19-Pandemie in Zusammenhang stehenden Mehraufwendungen eine Einmalzahlung in 
Höhe von 100 Euro.“ 

2. Folgender § 88f wird eingefügt: 

„§ 88f 

(1) Minderjährige, die Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27a beziehen, 
die sich nach den Regelbedarfsstufen 4, 5 oder 6 der Anlage zu § 28 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch bemisst, haben Anspruch auf einen monatlichen Sofortzuschlag in 
Höhe von 20 Euro. Anspruch auf den Sofortzuschlag besteht auch dann, wenn Minderjäh-
rige 

1. Leistungen nach § 27a dieses Gesetzes in Verbindung mit § 34 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch beziehen oder 

2. die Leistungen nach Satz 1 oder Nummer 1 nur deshalb nicht beziehen, weil Kinder-
geld nach § 30 Absatz 3 der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge berücksichtigt wird. 

Der Sofortzuschlag wird erstmalig für den Monat Juli 2022 erbracht. 

(2) Wird der Anspruch auf Leistungen nach Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 Nummer 1 
rückwirkend geändert oder fällt er rückwirkend weg, erfolgt keine rückwirkende Aufhebung 
der Bewilligung und keine Rückforderung des Sofortzuschlages. 

(3) Der Anspruch auf den Sofortzuschlag kann nicht übertragen, verpfändet oder ge-
pfändet werden.“ 

Artikel 7 

Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes 

Das Behindertengleichstellungsgesetz vom 27. April 2002 (BGBl. I S. 1467, 1468), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 2. Juni 2021 (BGBl. I S. 1387) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 
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1. In § 12e Absatz 3 Satz 2 Nummer 4 wird in dem Satzteil vor Buchstabe a sowie in 
Buchstabe b jeweils die Angabe „1. Juli 2021“ durch die Angabe „1. Juli 2023“ ersetzt. 

2. In § 12l Nummer 2 wird die Angabe „1. Juli 2021“ durch die Angabe „1. Juli 2023“ 
ersetzt. 

Artikel 8 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am 1. Juli 2022 in Kraft.  

(2) Artikel 2 tritt am 1. Oktober 2022 in Kraft. 

(3) Artikel 7 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Kinder sind hilfebedürftig, wenn ihre Eltern hilfebedürftig sind. Sie sind immer dann im 
Leistungsbezug des SGB II, SGB XII oder des BVG, wenn ihre Eltern kein ausreichendes 
Einkommen für die gesamte Familie erzielen. Familien mit kleinem Einkommen, bei denen 
das Einkommen der Eltern zwar reicht, ihren eigenen Bedarf zu decken, aber nicht oder 
nur knapp, um den Bedarf der gesamten Familien zu decken, können für ihre Kinder Kin-
derzuschlag erhalten. Die nicht ausreichenden bzw. knappen finanziellen Mittel der Fami-
lie können die Chancen der Kinder zur gesellschaftlichen Teilhabe, zur Teilhabe an Bil-
dung und am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt mindern und zu anhaltender Armut führen. 
Im Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode ist deshalb festgelegt, mit der Kinder-
grundsicherung bessere Chancen für Kinder und Jugendliche zu schaffen. Bis zur Einfüh-
rung der Kindergrundsicherung soll ein Sofortzuschlag ergänzend unterstützen. Der So-
fortzuschlag wird mit diesem Gesetz geregelt. 

Im Zusammenhang mit der Fortdauer der COVID-19-Pandemie ergeben sich weiterhin 
zusätzliche finanzielle Belastungen. Diese entstehen beispielsweise für den Kauf speziel-
ler Hygieneprodukte und Gesundheitsartikel (insbesondere FFP2-Masken), aber auch in 
Folge der pandemiebedingten Inflation. Leistungsberechtigte sollen diese finanziellen Be-
lastungen nicht allein tragen und werden daher durch eine die Regelbedarfe ergänzende 
Einmalzahlung unterstützt. 

Der Stichtag in den Regelungen für Assistenzhunde in den §§ 12e Absatz 3 Nummer 4, 
12l Nummer 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes soll vom 1. Juli 2021 auf den 1. 
Juli 2023 verschoben werden. Dadurch wird sichergestellt, dass auch diejenigen Hunde 
als Assistenzhunde im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten, die ausge-
bildet und geprüft werden, bis die flächendeckende Möglichkeit einer Ausbildung bei zu-
gelassenen Ausbildungsstätten nach § 12i des Behindertengleichstellungsgesetzes sowie 
einer Prüfung durch Prüfstellen nach § 12j Absatz 2 des Behindertengleichstellungsgeset-
zes besteht.  

Für die Berechnung des Übergangsgeldes während des Bezuges von Leistungen zur 
Teilhabe am Arbeitsleben wird gem. § 68 SGB IX ein fiktives Arbeitsentgelt zugrunde ge-
legt, das abhängig von der Qualifikation und einem entsprechenden Prozentsatz der Be-
zugsgröße nach § 18 SGB IV bestimmt wird. Durch die Erhöhung des Mindestlohns zum 
1. Oktober 2022 auf 12 Euro läge ein fiktives Arbeitsentgelt der Qualifikationsgruppe 4 
ohne gesetzliche Anpassung unterhalb des Mindestlohns. Durch eine Anpassung des § 
68 SGB IX wird sichergestellt, dass die Erhöhung des Mindestlohns bei der Berechnung 
des fiktiven Arbeitsentgelts der Qualifikationsgruppe 4 berücksichtigt wird. 

 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

1. Sofortzuschlag für Kinder 

Bis zur Einführung einer Kindergrundsicherung werden Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene, die mit ihren leistungsberechtigten Eltern in einem Haushalt leben, durch 
einen neuen Sofortzuschlag in Höhe von 20 Euro im Monat unterstützt. Dies schafft finan-



 - 11 - Bearbeitungsstand: 03.03.2022  07:47 

zielle Spielräume und trägt dazu bei, die Lebensumstände und Chancen der Kinder zu 
verbessern. Beim Sofortzuschlag handelt es sich um eine zusätzliche Leistung.  

Voraussetzung für den Anspruch ist, dass das Kind entweder einen Leistungsanspruch 
nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch oder auf die Ergänzende Leis-
tung zum Lebensunterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz hat, oder der Anspruch 
nur wegen der Berücksichtigung elterlichen Kindergeldes beim Kind nicht besteht, oder 
die Eltern für das Kind Kinderzuschlag erhalten. 

2. Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie 

Die Einmalzahlung ist mit keiner speziellen Verwendungsvorgabe verbunden. Berechtigt 
sind alle erwachsenen Personen, die im festgelegten Auszahlungsmonat einen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld haben, leistungsberechtigt nach dem Dritten oder 
Vierten Kapitel SGB XII oder nach dem AsylbLG sind, oder ergänzende Hilfe zum Le-
bensunterhalt als fürsorgerische Leistung der Sozialen Entschädigung nach dem BVG 
beziehen. Ein besonderer Antrag ist nicht erforderlich; die Einmalzahlung in der Gestalt 
eines die Regelbedarfe ergänzenden Betrags gilt als vom Haupt- bzw. Weiterbewilli-
gungsantrag umfasst bzw. wird von Amts wegen erbracht. Eine Berücksichtigung der je-
weiligen Bedarfe in Mehrpersonen-Bedarfsgemeinschaften nach den Maßstäben des § 9 
Absatz 2 Satz 3 SGB II erfolgt nicht. 

3. Änderung des Sozialgesetzbuches Neuntes Buch 

Die zum 1. Oktober 2022 geplante Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 Euro 
erfordert eine Folgeänderung im Recht der Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit 
Behinderungen in den Vorschriften über unterhaltssichernde Leistungen. Die Regelung 
stellt sicher, dass bei der Berechnung des Übergangsgeldes nach einem fiktiven Arbeits-
entgelt mindestens ein Betrag in Höhe des gesetzlichen Mindestlohns zugrunde zu legen 
ist. 

4. Änderung der Regelungen des Stichtags in den §§ 12e Absatz 3 Nummer 4, 
12l Nummer 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes 

Der Stichtag in den Regelungen für Assistenzhunde in den §§ 12e Absatz 3 Nummer 4, 
12l Nummer 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes wird vom 1. Juli 2021 auf den 1. 
Juli 2023 verschoben.  

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt für die Änderungen des SGB II und im 
SGB XII sowie die Änderungen im Bundesversorgungsgesetz, dem Recht der Rehabilita-
tion und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen in Teil 1 des SGB IX aus Artikel 74 
Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (öffentliche Fürsorge) in Verbindung mit Arti-
kel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes. Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz im Be-
reich der Grundsicherung für Arbeitsuchende sowie des AsylbLG, da hier die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet und die Wahrung der Rechts- oder 
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse mit einer bundesgesetzlichen Regelung 
erforderlich ist (Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes). Nur durch die Gesetzgebung des 
Bundes lassen sich einheitliche Lebensverhältnisse gewährleisten. In der Bundesrepublik 
Deutschland bestehen hinsichtlich des Beschäftigungsstandes und Einkommensniveaus 
erhebliche regionale Unterschiede. Durch eine einheitliche Bundesgesetzgebung im Be-
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reich der öffentlichen Fürsorge wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland das Sozialgefüge auseinanderentwickelt. In Bezug auf das AsylbLG wird 
ferner einer Binnenwanderung bestimmter Ausländergruppen und damit einer Verlage-
rung von Sozialhilfelasten entgegengewirkt. 

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für das Bundeskindergeldgesetz folgt aus 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (öffentliche Fürsorge). Die Berechti-
gung des Bundes zur Inanspruchnahme der Gesetzgebungskompetenz ergibt sich 
aus Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes. Die Regelungen dienen sowohl der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet als auch der Wahrung der 
Rechtseinheit. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Änderung der Regelungen zum Stichtag 
in den §§ 12e Absatz 3 Nummer 4, 12l Nummer 2 des Behindertengleichstellungsgeset-
zes folgt ebenfalls aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (öffentliche Für-
sorge). Die Berechtigung des Bundes zur Inanspruchnahme der Gesetzgebungskompe-
tenz ergibt sich daraus, dass eine bundesgesetzliche Regelung gemäß Artikel 72 Absatz 
2 des Grundgesetzes zur Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatli-
chen Interesse erforderlich ist. Der effektive Schutz von Menschen mit Behinderungen vor 
Benachteiligungen einschließlich ihrer Gleichstellung im Bereich des öffentlichen und pri-
vaten Rechts kann nur durch eine bundesgesetzliche Regelung erreicht werden (siehe 
hierzu auch Bundestagsdrucksache 19/27400, Seite 40). 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und mit den völkerrechtli-
chen Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Regelungen zum Sofortzuschlag haben keine Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
zur Folge. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhalti-
gen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der 
UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung dient. 

Der Gesetzentwurf trägt zur Erreichung der UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung der 
Agenda 2030 bei, die Sustainable Development Goals (SDGs) definiert. Dazu gehört das 
Ziel 1 „Armut in jeder Form und überall beenden“ sowie das Ziel 3 „Gesundheit und Wohl-
ergehen“. 

3. Demografische Auswirkungen 

Der Gesetzentwurf unterstützt die Demografiestrategie der Bundesregierung. 

4. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

SGB II 
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Im Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II erhalten rund 2 Mil-
lionen unverheiratete Kinder unter 25 Jahren den Sofortzuschlag von 20 Euro pro Monat. 
Demzufolge fallen pro Jahr Mehrausgaben in Höhe von rund 480 Millionen Euro an, die 
vom Bund getragen werden. Im Jahr 2022 betragen die Mehrausgaben aufgrund der Ein-
führung zum 1. Juli 2022 rund 240 Millionen Euro.  

Die einmalige Zahlung von 100 Euro an rund 3,3 Millionen Leistungsberechtigte im SGB II 
führt zu einmaligen Ausgaben von 330 Millionen Euro im Jahr 2022, die vollständig auf 
den Bund entfallen. 

SGB IX 

Die Änderung bei der fiktiven Berechnung des Übergangsgeldes führt zu Mehrausgaben 
im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit in Höhe von 750.000 Euro. Bei den Trägern der 
Unfallversicherung ergeben sich aufgrund der insgesamt niedrigen Fallzahlen der be-
troffenen Personengruppe geringfügige Mehrausgaben in nicht bezifferbarer Höhe. Dies 
gilt aufgrund der geringen Gesamtfallzahl von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
(in 2018 insgesamt 464), aus der sich der von der Änderung betroffene Personenkreis 
nicht näher ermitteln lässt, auch für die Träger der Kriegsopferfürsorge. Die zu erwarten-
den Mehrausgaben bei der deutschen Rentenversicherung sind ebenfalls nicht beziffer-
bar. 

SGB XII 

Im Bereich des Dritten Kapitels des SGB XII liegen die Mehrausgaben für den Sofortzu-
schlag, die von den Ländern und Kommunen zu tragen sind, bei rund 6 Millionen Euro pro 
Jahr. Im Jahr 2022 liegen die Mehrausgaben bei rund 3 Millionen Euro. 

Die einmalige Zahlung von 100 Euro führt im SGB XII zu Mehrkosten von rund 120 Millio-
nen Euro, wovon bei 100 000 Leistungsberechtigten rund 10 Millionen Euro auf den Be-
reich des Dritten Kapitel des SGB XII und bei 1,1 Millionen Leistungsberechtigten rund 
110 Millionen Euro auf den Bereich des Vierten Kapitel des SGB XII entfallen.  

AsylbLG 

Für die Einmalzahlung entstehen den Ländern und Kommunen bei 280 000 Leistungsbe-
rechtigten Mehrausgaben in Höhe von 28 Millionen Euro. 

BKGG 

Durch die Erhöhung des Höchstbetrags des Kinderzuschlags um 20 Euro entstehen 
Mehrausgaben von rund 181 Millionen Euro pro Jahr. Für das Jahr 2022 ergeben sich 
dementsprechend Mehrausgaben in Höhe von 90,5 Millionen Euro. Die Mehrausgaben 
werden vom Bund getragen. 

BVG 

Die Gesamtanzahl der Empfängerinnen und Empfänger von Ergänzender Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach dem BVG ist gering (Stand: 31. Dezember 2018: 3 000 Personen). 
Hierunter fallen schätzungsweise 500 Kinder, die den Sofortzuschlag erhalten sollen. 
Dadurch ergeben sich Mehrausgaben in Höhe von 120 000 Euro pro Jahr. Für das Jahr 
2022 fallen 60 000 Euro an. Rund 48 Prozent der Kosten entfallen auf die Länder und 
rund 52 Prozent auf den Bund. 

Die einmalige Zahlung von 100 Euro erhalten im Bereich der Sozialen Entschädigung 
schätzungsweise 2 500 Erwachsene. Dies führt zu Mehrausgaben in Höhe von rund 250 
000 Euro. Davon entfallen rund 130 000 Euro auf den Bund und rund 120 000 Euro auf 
die Länder. 
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5. Erfüllungsaufwand 

Bürgerinnen und Bürger 

Der Sofortzuschlag und die Einmalzahlung werden von Amts wegen erbracht. Insoweit 
ergibt sich für die Bürgerinnen und Bürger keine Veränderung des Erfüllungsaufwands. Im 
Kinderzuschlag können durch den Sofortzuschlag rund 12.000 Familien mehr erreicht 
werden. Diesen Bürgerinnen und Bürgern entsteht durch entsprechende Leistungsanträge 
auf Kinderzuschlag ein Erfüllungsaufwand von etwa 30.000 Stunden jährlich.  

Verwaltung 

Für die Umsetzung des Sofortzuschlags ist auf Grund maschineller Umsetzung mit einem 
einmaligen, nicht bezifferbaren Erfüllungsaufwand zu rechnen. Abweichend davon kann 
im BVG in Einzelfällen auch eine manuelle Umsetzung notwendig sein, die ebenfalls ei-
nen einmaligen, nicht bezifferbaren Erfüllungsaufwand verursacht. 

Für die rund 12.000 Familien, die im Kinderzuschlag neu erreicht werden, ergibt sich ein 
jährlicher Erfüllungsaufwand für die Familienkasse von rund 19.000 Stunden jährlich. Dies 
ergibt sich aus einer durchschnittlichen jährlichen Bearbeitungszeit der Verwaltung von 
rund 93 Minuten pro Familie. 

Für die Umsetzung der Einmalzahlung im SGB II, SGB XII und AsylbLG ist auf Grund ma-
schineller Umsetzung mit einem einmaligen, nicht bezifferbaren Erfüllungsaufwand zu 
rechnen. Für Prüfung und Zahlbarmachung der Einmalzahlung entsteht der Verwaltung 
der Länder und Kommunen im Bereich der Sozialen Entschädigung ein einmaliger Erfül-
lungsaufwand. Dieser beträgt bei angenommenen 5 Minuten Bearbeitungszeit pro Fall 
insgesamt rund 10 000 Euro. 

Durch die ergänzende Regelung bei der fiktiven Berechnung des Übergangsgeldes ent-
steht ein einmaliger Anpassungsaufwand (Anpassungen im IT-Verfahren und im manuel-
len Leistungsverfahren) für die Träger der Rentenversicherung in Höhe von rund 5.000 
Euro, für die Bundesagentur für Arbeit in Höhe von rund 39.000 Euro sowie für die Träger 
der Unfallversicherung und die Träger der Kriegsopferfürsorge in nicht bezifferbarer Höhe. 
Im Falle weiterer Anhebungen des Mindestlohnes entsteht für die genannten Träger ein 
weiterer geringer nicht bezifferbarer Anpassungsaufwand. 

Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergeben sich durch den Gesetzentwurf keine Auswirkungen auf den 
Erfüllungsaufwand. 

6. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen keine direkten 
sonstigen Kosten. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 

7. Weitere Gesetzesfolgen 

Negative Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher sind durch die Änderun-
gen nicht gegeben. 

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen der Gesetzesänderungen wurden geprüft. 
Die Regelungen sind gleichstellungspolitisch ausgewogen. Die Gleichstellung von Frauen 
und Männern in der Sprache ist gewahrt. 
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VII. Befristung; Evaluierung 

Der vorgesehene Sofortzuschlag soll bis zur Einführung einer Kindergrundsicherung ge-
zahlt werden. 

Die Untersuchung der Wirkungen der Leistungen zur Eingliederung und der Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist nach § 55 
Absatz 1 SGB II gesetzlich normiert und ständige Aufgabe der Bundesagentur für Arbeit. 
Eines gesonderten Evaluationsauftrages bedarf es für die Rechtsänderungen in Artikel 1 
daher in diesem Gesetz nicht.  

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Neufassung der §§ 72 und 73. 

Zu Nummer 2 

§ 72 (Sofortzuschlag) 

Bis zur Einführung einer Kindergrundsicherung werden leistungsberechtigte Kinder, die 
mit ihren leistungsberechtigten Eltern in einem Haushalt leben, durch einen neuen Sofort-
zuschlag in Höhe von 20 Euro unterstützt. Dies schafft finanzielle Spielräume und trägt 
dazu bei, die Lebensumstände und Chancen der Kinder zur gesellschaftlichen Teilhabe, 
zur Teilhabe an Bildung und am Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu verbessern. Beim So-
fortzuschlag handelt es sich um eine zusätzliche Leistung.  

Die zusätzliche Leistung dient nicht der Deckung eines konkreten Bedarfs. Die zum Exis-
tenzminimum gehörenden Bedarfe werden bereits durch die derzeit geltenden Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts gedeckt. Bis zur Einführung einer Kindergrundsiche-
rung ergänzt der Sofortzuschlag die erforderlichen Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts um einen zusätzlichen Betrag, der unabhängig von der geltenden Höhe der 
Regelbedarfe oder anderer geltenden Bedarfe erbracht wird. Im Rahmen der Prüfung der 
Einführung einer Kindergrundsicherung soll eine Neudefinition des soziokulturellen Exis-
tenzminimums von Kindern und Jugendlichen erfolgen. Dies beinhaltet die Prüfung sämt-
licher Bestandteile des soziokulturellen Existenzminimums einschließlich der Regelbedar-
fe und ihrer Ermittlung. 

In der Grundsicherung für Arbeitsuchende kommt dies zum einen Kindern zugute, die in 
einer Bedarfsgemeinschaft mit ihren Eltern oder Elternteilen leben und einen eigenen An-
spruch auf Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld haben. In diesen Fällen erhalten sie die 
Leistung unter Berücksichtigung der Regelbedarfsstufe 3, 4, 5 oder 6. Außerdem wird der 
Zuschlag gezahlt, wenn Anspruch auf zumindest eine konkrete Bildungs- und Teilhabe-
leistung besteht. Denn in diesem Fall ist das Kind ebenfalls hilfebedürftig im Sinne der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende. Der Sofortzuschlag wird zusätzlich zu dem im jewei-
ligen Einzelfall bewilligten Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld und gegebenenfalls der 
konkreten Bildungs- und Teilhabeleistung gewährt. Hat das Kind nur Anspruch auf eine 
Bildungs- und Teilhabeleistung, wird der Sofortzuschlag zusätzlich zu dieser Leistung 
gewährt. Die Feststellung, dass ein Kind Leistungen des Bildungspakets dem Grunde 
nach beanspruchen könnte, reicht noch nicht aus; es muss eine konkrete Bildungs- oder 
Teilhabeleistung bewilligt worden sein. In diesen Fällen stellt das Jobcenter von Amts 
wegen fest, ob in dem Bewilligungszeitraum für die Leistungen zur Sicherung des Le-
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bensunterhalts der Eltern für das Kind Leistungen für Bildung und Teilhabe erbracht wor-
den sind und bewilligt entsprechend den Sofortzuschlag. 

Der Sofortzuschlag kommt darüber hinaus im SGB II unverheirateten Kindern bis zur 
Vollendung des 25. Lebensjahres zugute, die mit ihren leistungsbeziehenden Eltern oder 
Elternteilen und gegebenenfalls deren Partnern und Partnerinnen zwar in einem Haushalt 
leben, aber keinen eigenen Anspruch auf Arbeitslosengeld II, Sozialgeld oder eine Bil-
dungs- und Teilhabeleistung haben und daher nicht Mitglied der Bedarfsgemeinschaft 
sind. Voraussetzung für einen Anspruch auf den Sofortzuschlag ist in diesen Fällen, dass 
die Kinder nur deswegen keine der genannten Leistungen erhalten, weil bei ihnen im 
Rahmen der Hilfebedürftigkeitsprüfung Kindergeld als Einkommen berücksichtigt wurde. 
Denn es widerspräche dem Zweck des Sofortzuschlags, wenn die besonderen Modalitä-
ten der Einkommensberücksichtigung beim Kindergeld (§ 11 Absatz 1 Satz 5) dazu führ-
ten, dass Kinder mit leistungsbeziehenden Eltern vom Sofortzuschlag ausgeschlossen 
wären, obwohl sich die finanzielle Situation der Familie im Ganzen hierdurch nicht ändert. 
Auch diese Kinder wären ohne Berücksichtigung des Kindergeldes leistungsberechtigt. 
Etwas anderes gilt, wenn die Eltern zwar Leistungen beziehen, das Kind aber selbst bei 
Nichtberücksichtigung des Kindergeldes keinen eigenen Anspruch auf eine der genannten 
Leistungen hätte (z.B. wegen ausreichenden anderen Einkommens oder Vermögens).  

Der Sofortzuschlag wird ab Juli 2022 für jeden Monat erbracht, in dem die genannten Vo-
raussetzungen vorliegen. Wird die bewilligte Grundleistung materiell-rechtlich rückwirkend 
geändert oder wird sie zurückgenommen, widerrufen oder anderweitig aufgehoben, erfolgt 
keine rückwirkende Aufhebung der Bewilligung und Rückforderung des Sofortzuschlages. 
Dies gilt auch, wenn sich aufgrund einer abschließenden Entscheidung nach § 41a Ab-
satz 3 kein Anspruch auf Arbeitslosengeld II, Sozialgeld oder eine Leistung für Bildung 
und Teilhabe ergibt. Liegen die Voraussetzungen für die Gewährung des Sofortzuschla-
ges nicht mehr vor, ist die Bewilligung daher nur mit Wirkung für die Zukunft aufzuheben. 
§ 72 Absatz 2 dient zum einen der Verwaltungsvereinfachung. Die Regelung soll zudem 
Rechtssicherheit dafür bieten, dass der gewährte zusätzliche Betrag für die Chancenver-
besserung der Kinder eingesetzt werden kann, ohne gegebenenfalls bei einer späteren 
Korrektur der Grundleistung eine Rückforderung befürchten zu müssen. 

Der Anspruch auf den Sofortzuschlag kann nicht abgetreten, übertragen, verpfändet oder 
gepfändet werden; nur Abtretung und Übertragung nach § 53 Absatz 2 SGB I sind mög-
lich. Die Regelung bewirkt, dass der Sofortzuschlag den Kindern bzw. der Familie erhal-
ten bleibt und ihnen tatsächlich zugutekommt. 

§ 73 (Einmalzahlung) 

Die Regelung schafft einen Anspruch auf eine weitere, die Regelbedarfe ergänzende 
einmalige pauschale Zusatzleistung zum Regelbedarf als Ausgleich der mit der COVID-
19-Pandemie in Zusammenhang stehenden Mehraufwendungen. Diese entstehen bei-
spielsweise für den Kauf spezieller Hygieneprodukte und Gesundheitsartikel (insbesonde-
re FFP2-Masken), aber auch in Folge der pandemiebedingten Inflation. Leistungsberech-
tigte sollen diese finanziellen Belastungen nicht allein tragen und werden daher durch 
eine die Regelbedarfe ergänzende Einmalzahlung unterstützt. 

Die Einmalzahlung soll genauso wie die im Jahr 2021 geleistete Einmalzahlung (§ 70 
SGB II) im Rahmen des Sozialschutzpakets III so wenig verwaltungsaufwändig wie mög-
lich erbracht werden. Sie ist deshalb an einen bestehenden Anspruch auf Arbeitslosen-
geld II oder Sozialgeld im Monat Juli gebunden und wird in der Folge von Amts wegen 
erbracht. Sie wird nur an Leistungsberechtigte erbracht, deren Regelbedarf sich nach Re-
gelbedarfsstufe 1 oder 2 richtet. Das berücksichtigt, dass Leistungsberechtigte mit Regel-
bedarfsstufe 3 den Sofortzuschlag erhalten. Der Nachweis konkreter Mehraufwendungen 
im Einzelfall ist nicht erforderlich. Die Einmalzahlung erfolgt unabhängig von der Berech-
nung des Arbeitslosengeldes II bvzw. des Sozialgeldes; insbesondere ist die Einmalzah-
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lung nicht in die Bedarfsberechnung und auch nicht in die Berechnung nach § 9 Absatz 2 
Satz 3 SGB II einzubeziehen. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) 

Im Zusammenhang mit Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erhalten Rehabilitanden 
ein Übergangsgeld. Die Höhe des Übergangsgeldes richtet sich nach dem regelmäßig 
erzielten Arbeitsentgelt (§§ 66, 67 SGB IX) oder nach einem fiktiven Arbeitsentgelt (§ 68 
SGB IX). Zur Vereinfachung und Vereinheitlichung des Verfahrens wird in Anlehnung an § 
152 SGB III bei § 68 SGB IX eine fiktive Bemessungsgrundlage für die Berechnung des 
Übergangsgeldes zugrunde gelegt, die ein fiktives Arbeitsentgelt abhängig von Qualifika-
tion und dem entsprechenden Prozentsatz der Bezugsgröße (§ 18 SGB IV) bestimmt (vgl. 
BT-Drs. 18/9522, S. 258). 

Die Regelungen zur fiktiven Berechnung des Übergangsgeldes finden Anwendung, wenn 
die Berechnung nach den §§ 66 und 67 SGB IX zu einem geringeren Betrag führt, Ar-
beitsentgelt oder Arbeitseinkommen nicht erzielt worden ist oder der letzte Tag des Be-
messungszeitraums bei Beginn der Leistungen länger als drei Jahre zurückliegt. In die-
sem Fall ist für die Berechnung des Übergangsgeldes nicht mehr auf ein in der Vergan-
genheit erzieltes Entgelt zurückzugreifen, sondern ein fiktives Arbeitsentgelt zugrunde zu 
legen, welches nach § 68 SGB IX zu berechnen ist. Die Festsetzung des fiktiven Arbeits-
entgelts erfolgt anhand von insgesamt vier Qualifikationsgruppen, denen jeweils ein an 
die Bezugsgröße der Sozialversicherung gekoppeltes Entgelt zugeordnet ist. Die Ände-
rung stellt sicher, dass bei der Berechnung des Übergangsgeldes ein fiktives Arbeitsent-
gelt zugrunde gelegt wird, das unter Berücksichtigung des jeweils geltenden allgemeinen 
Mindestlohns festgesetzt wird.  

In Anlehnung an § 152 SGB IIII in Verbindung mit § 151 Absatz 5 Satz 3 SGB III wird für 
die Berechnung des konkreten fiktiven kalendertäglichen Arbeitsentgelts dabei, der pau-
schalierenden Zielsetzung der fiktiven Berechnung entsprechend, die regelmäßige tarifli-
che Arbeitszeit berücksichtigt, die für Angestellte im öffentlichen Dienst des Bundes gilt.  

Die Regelung ist auf Ansprüche auf Übergangsgeld anzuwenden, die ab dem Tag des 
Inkrafttretens des Gesetzes neu entstehen. In anderen Fällen verbleibt es gemäß dem 
Grundsatz, dass eine Leistungsberechnung bei Entstehung des Anspruchs erfolgt, bei der 
bisherigen Berechnung des Übergangsgeldes. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Folgeänderung zur Einfügung der §§ 145 und 146. 

Zu Nummer 2 

§ 144 SGB XII 

Die erneute, die Regelbedarfe ergänzende Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-
Pandemie im SGB II (Artikel 1 dieses Gesetzentwurfs) wird auch im SGB XII übernom-
men. Danach erhalten erwachsene Leistungsberechtigte nach dem Dritten oder Vierten 
Kapitel im Juli 2022 eine Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro zum Ausgleich der mit der 
COVID-19-Pandemie in Zusammenhang stehenden Mehraufwendungen. Die Einmalzah-
lung erhalten damit erwachsene Leistungsberechtige, deren monatlicher Regelsatz sich 
nach den Regelbedarfsstufen 1, 2 oder 3 bestimmt. Bei der Einmalzahlung handelt es 
sich um keine neue oder zusätzliche Leistung, sondern um eine die Regelbedarfe einma-
lig ergänzende Auszahlung. 
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Leistungsberechtigte in stationären Einrichtungen, für die ein Regelsatz nach Regelbe-
darfsstufe 3 berücksichtigt und ein Barbetrag nach § 27b Absatz 3 oder § 27c Absatz 3 
gezahlt wird, erhalten die Einmalzahlung mit dem Barbetrag ausbezahlt.  

Die Einmalzahlung wird für Leistungsberechtigte nach dem Dritten Kapitel von Amts we-
gen erbracht, für Leistungsberechtigte nach dem Vierten Kapitel ist sie von dem Antrag 
nach § 44 Absatz 1 mit umfasst. 

Zu Nummer 3 

§ 145 SGB XII 

Durch § 145 Absatz 1 SGB XII wird die Einführung des Sofortzuschlags aus § 72 Absatz 1 
SGB II übernommen. Aufgrund der Unterschiede zwischen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende nach dem SGB II und der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapi-
tel des SGB XII ergeben sich dabei folgende Unterschiede: 

Einen Sofortzuschlag erhalten Kinder und Jugendliche, die leistungsberechtigt in der Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII sind. Dies sind vor allem Kin-
der, deren Eltern oder Elternteil Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt oder der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vierten Kapitel des SGB 
XII beziehen. Beziehen die Eltern hingegen Leistungen nach dem SGB II, dann erhalten 
die Minderjährigen Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II nach dem SGB II, womit § 72 SGB 
II anzuwenden ist. Dies gilt auch, wenn erwerbsfähige Jugendliche, die bis zur Vollendung 
des 15. Lebensjahres Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen haben, ab diesem Zeitpunkt 
Arbeitslosengeld II erhalten.  

Die Begrenzung auf Minderjährige, die einen Regelsatz nach den Regelbedarfsstufen 4, 5 
oder 6 erhalten, ergibt sich daraus, dass im Dritten Kapitel und im Vierten Kapitel des 
SGB XII leistungsbeziehende Personen ab Vollendung des 18. Lebensjahres einen Re-
gelsatz nach der Regelbedarfsstufe 1 erhalten. Die im SGB II vorgenommene Differenzie-
rung, wonach junge Erwachsenen zwischen der Vollendung des 18. und des 25. Lebens-
jahres, wenn sie im Haushalt ihrer Eltern leben, einen Regelbedarf nach der Regelbe-
darfsstufe 3 erhalten, gibt es im SGB XII damit nicht. Ebenso wie im SGB II soll der So-
fortzuschlag nicht für Personen gezahlt werden, für die die Regelbedarfsstufe 1 und - da 
der Anspruch im SGB II nur für unverheiratete Personen bestehen soll - die Regelbe-
darfsstufe 2 gilt. Der für Leistungsberechtigte im Alter von 18 bis unter 25 Jahre im SGB II 
geltende Regelbedarf nach der Regelbedarfsstufe 3 gilt im SGB XII ausschließlich für den 
Regelsatz von Leistungsbeziehenden, die in einer stationären Einrichtung leben (dies sind 
in der Regel Einrichtungen der stationären Pflege). Auch dieser Personenkreis ist nicht in 
den Sofortzuschlag einzubeziehen.  

Dieser Unterschied in der Abgrenzung der Personenkreise hat zur Folge, dass in Absatz 1 
Satz 1 nicht auf unverheiratete Kinder abzustellen ist, die im Haushalt von Personen le-
ben, die Leistungen nach dem SGB II beziehen.  

Ebenso wie nach § 72 Absatz 1 SGB II besteht der Anspruch auf einen Sofortzuschlag 
auch dann, wenn ausschließlich ein Anspruch auf Leistungen zur Deckung von Bedarfen 
für Bildung und Teilhabe besteht. Dies ergibt sich aus Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 durch 
den Verweis auf § 34 SGB XII. Dem Zweck der Leistung folgend regelt Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 auch einen Anspruch auf den Sofortzuschlag, wenn Kinder nur deswegen nicht 
leistungsberechtigt in der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB 
XII sind, weil im Rahmen der Prüfung der Hilfebedürftigkeit Kindergeld als Einkommen 
berücksichtigt wurde. 

In Absatz 2 wird der Regelungsinhalt des § 72 Absatz 2 SGB II übernommen. Dies bedeu-
tet, dass der Sofortzuschlag für jeden Monat erbracht wird, in dem die genannten Voraus-
setzungen vorliegen. Rückwirkende Änderungen oder Aufhebungen haben für den Sofort-
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zuschlag keine Auswirkungen. Aufhebung, Änderung oder Wegfall des dem Sofortzu-
schlag zugrundeliegenden Anspruchs nach dem Dritten oder Vierten Kapitels des SGB XII 
wirken sich damit innerhalb eines Bewilligungszeitraums nicht für in der Vergangenheit 
liegende Teilzeiträume aus, sondern ausschließlich für in der Zukunft liegende Teilzeit-
räume.  

Durch den Verweis auf § 17 Absatz 1 Satz 2 SGB XII in Absatz 3 wird ebenso wie in § 70 
Absatz 3 SGB II verhindert, dass der Anspruch auf den Sofortzuschlag übertragen, ver-
pfändet oder gepfändet werden kann.  

Absatz 4 enthält eine Zuständigkeitsregelung für die Erbringung des Sofortzuschlags. 
Dieser stellt eine zusätzliche Leistung dar. Damit handelt es sich um eine Leistung, die es 
in der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII bisher nicht gibt. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 7. Juli 2020, 2 
BVR 696/12) kann der Bundesgesetzgeber jedoch den Kommunen, die die Leistungen 
der Hilfe zum Lebensunterhalt ausführen, keine neuen Leistungen übertragen. Eine sol-
che Zuweisung kann nur durch die Länder erfolgen. Deshalb kann die in § 3 Absatz 2 
SGB XII enthaltene bundesgesetzliche Bestimmung der Kommunen als örtliche Träger 
der Sozialhilfe bei einer neuen Aufgabenzuweisung nicht angewandt werden. Stattdessen 
ist eine besondere Zuständigkeitsbestimmung für die Ausführung erforderlich, die eine 
Bestimmung der ausführenden Träger für eine neue Leistung im Dritten Kapitel des SGB 
XII nach Landesrecht vorsieht. Deshalb beinhaltet Absatz 4 eine solche landesrechtliche 
Bestimmung der den Sofortzuschlag ausführenden Träger. Damit in Zusammenhang steht 
die Nichtanwendbarkeit der §§ 6 und 7 SGB XII, also der bundesgesetzlichen Vorgabe, 
dass die Träger der Sozialhilfe Fachkräfte einzusetzen haben sowie der Bestimmung von 
Aufgaben der Länder im Zusammenhang mit der Aufgabenerfüllung der Träger der Sozi-
alhilfe. 

§ 146 SGB XII 

Die Einfügung des § 146 SGB XII stellt eine Folgeänderung zur Zuständigkeitsregelung 
des § 145 Absatz 4 dar. Er regelt die Erstattung des Bundes der den Ländern entstehen-
den Ausgaben für den Sofortzuschlag. Für die Erbringung des Sofortzuschlags tritt auf-
grund der Ausgabenerstattung Bundesauftragsverwaltung nach Artikels 104 a Abs. 3 Satz 
2 Grundgesetz ein. 

Absatz 1 normiert die Erstattungspflicht des Bundes gegenüber den Ländern für Ausga-
ben, die den Trägern der Länder für Geldleistungen für den Sofortzuschlag nach § 145 
entstanden sind. Bei dem von § 145 erfassten Personenkreis handelt es sich um Leis-
tungsberechtigte nach dem Dritten Kapitel. Ohne eine gesonderte Erstattungsnorm, wür-
de daher die Kostentragung bei den Ländern und Kommunen liegen. Mit dem § 146 ent-
lastet der Bund die Länder und Kommunen von den Ausgaben für den neuen Sofortzu-
schlag. 

Absatz 2 regelt das Meldeverfahren zur Anmeldung der Erstattung. Satz 1 bestimmt dabei 
einen jährlichen Meldezeitraum. Die Länder melden jeweils bis 31. Juli die Anzahl der 
Personen, denen in den Kalendermonaten des maßgeblichen Meldezeitraums ausgezahlt 
wurde. Satz 2 bestimmt, dass die Ausgaben für Geldleistungen, die im laufenden Kalen-
derjahr für das folgende Kalenderjahr ausgezahlt werden, dem Meldezeitraum zuzuord-
nen sind, für den sie erbracht werden. Diese Regelung entspricht § 46a Absatz 3 Satz 3 
SGB XII und findet regelmäßig Anwendung, wenn Leistungen im Dezember für den Janu-
ar ausgezahlt werden. So sind Leistungen für den Sofortzuschlag, die beispielsweise im 
Dezember 2022 für den Januar 2023 ausgezahlt werden, entgegen ihrer Kassenwirksam-
keit ausnahmsweise als Ausgaben des Jahres 2023 einzuordnen und werden dement-
sprechend 2024 an die Länder erstattet. 
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Absatz 3 regelt die Höhe des Erstattungsanspruchs der Länder gegen den Bund. Die mo-
natliche Erstattungshöhe ergibt sich nach Satz 1 aus dem Produkt von leistungsberechtig-
ten Personen, denen der Sofortzuschlag ausgezahlt wurde, und der Höhe des Sofortzu-
schlages nach § 145 Absatz 1 Satz 1 SGB XII. Die Summe der einzelnen monatlichen 
Erstattungsbeträge ergibt gemäß Satz 2 den Erstattungsbetrag für den Meldezeitraum. 
Satz 3 regelt die Begrenzung der Erstattungsfähigkeit auf fristgemäß gemeldete Perso-
nen. Für die Höhe des Erstattungsanspruchs sind nur die Meldungen der Länder zu be-
rücksichtigten, die innerhalb der Meldefrist des Absatzes 2 beim Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales eingegangen sind.  

Absatz 4 bestimmt die Fälligkeit des sich für den jeweiligen Meldezeitraum ergebenden 
Erstattungsbetrags. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zahlt die Erstattung 
an die Länder jeweils bis 30. September des Jahres aus, das auf den Meldezeitraum folgt. 
So sind beispielweise die Erstattungen für das Jahr 2022 bis 30. September 2023 auszu-
zahlen. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Aufgrund der Neuregelung in § 16 ist § 3 Absatz 6 aufzuheben. 

Zu Nummer 2 

Die Gewährung einer erneuten Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie im 
SGB II (Artikel 1 dieses Gesetzentwurfs) und SGB XII (Artikel 2 dieses Gesetzentwurfs) 
wird auch auf den Bereich des AsylbLG erstreckt. Auf die Begründung zu Artikel 1 und 
Artikel 2 wird verwiesen. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Bundeskindergeldgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Auch im BKGG wird ein Sofortzuschlag eingeführt. Hierzu wird der Höchstbetrag des Kin-
derzuschlags, wie er sich nach § 6a Absatz 2 Satz 3 ergibt, nach Satz 4 -neu- zum 1. Juli 
2022 bis zur Einführung der Kindergrundsicherung um 20 Euro erhöht. Abweichend von 
Satz 3 wird der Höchstbetrag damit ausnahmsweise im laufenden Kalenderjahr erhöht. 

Zu Nummer 2 

Mit dem Gesetz zur zielgenauen Stärkung von Familien und ihren Kindern durch die Neu-
gestaltung des Kinderzuschlags und die Verbesserung der Leistungen für Bildung und 
Teilhabe wurde in § 22 BKGG eine Berichtspflicht aufgenommen, um es dem Deutschen 
Bundestag zu ermöglichen, die Neugestaltung des Kinderzuschlags, dessen Wirkungen 
und insbesondere die Auswirkungen der erweiterten Zugangsmöglichkeiten, zu bewerten 
und über die Notwendigkeit eines weiteren Ausbaus zu entscheiden.  

Durch die Vereinbarung der Koalitionsparteien im Koalitionsvertrag, den Kinderzuschlag 
in eine Kindergrundsicherung überführen zu wollen, ist eine gesonderte Bewertung der 
Neugestaltung und insbesondere der erweiterten Zugangsmöglichkeiten zum Kinderzu-
schlag nicht mehr zielführend. Die Berichtspflicht kann daher entfallen. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Bundesversorgungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Gewährung einer Einmalzahlung aus Anlass der COVID-19-Pandemie im SGB II (Ar-
tikel 1 dieses Gesetzentwurfs) und SGB XII (Artikel 2 dieses Gesetzentwurfs) wird auch 
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für erwachsene Leistungsbeziehende der Ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt im 
Sozialen Entschädigungsrecht übernommen. Mit dem Bezug auf § 25 Absatz 4 Satz 2 
Nummer 1 BVG wird berücksichtigt, dass im Sozialen Entschädigungsrecht nicht nur Er-
wachsene mit einem eigenen Anspruch auf die Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt 
diese Leistung erhalten, sondern auch hilfebedürftige Ehepartner oder Lebenspartner. Die 
Einmalzahlung wird im Juli 2022 in Höhe von 100 Euro für sich und - wenn vorhanden - 
ihren hilfebedürftigen Ehegatten oder Lebenspartner zum Ausgleich der mit der COVID-
19-Pandemie in Zusammenhang stehenden Mehraufwendungen gezahlt. 

Ein besonderer Antrag ist nicht erforderlich; die Einmalzahlung für den Zusatzbedarf gilt 
als vom Erst- bzw. Weiterbewilligungsantrag umfasst bzw. wird von Amts wegen erbracht. 

Zu Nummer 2 

Durch § 88f Absatz 1 wird die Einführung des Sofortzuschlags im SGB II und SGB XII 
auch im Sozialen Entschädigungsrecht übernommen.  

Aufgrund des Gleichlaufs der Ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt im Sozialen Ent-
schädigungsrecht mit dem 3. Kapitel SGB XII, orientiert sich die konkrete Ausgestaltung 
des Sofortzuschlags grundsätzlich am SGB XII. Das bedeutet, es wird darauf abgestellt, 
dass Kinder die Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt erhalten, die sich nach den Re-
gelbedarfsstufen 4, 5 oder 6 bemisst. Es handelt sich daher um Kinder bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres. Mit der Formulierung „beziehen“ wird in Abweichung zum SGB XII 
berücksichtigt, dass im Sozialen Entschädigungsrecht nicht nur Kinder mit einem eigenen 
Anspruch auf die Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27a BVG leistungsbe-
rechtigt sind, sondern auch Kinder, die diese Leistung als hilfebedürftiges Familienmitglied 
im Sinne des § 25 Absatz 4 BVG beziehen.  

Im Gleichklang mit SGB II und SGB XII erhalten Kinder den Sofortzuschlag auch dann, 
wenn ausschließlich ein Anspruch auf Leistungen zur Deckung von Bedarfen für Bildung 
und Teilhabe besteht (Absatz 1 Nummer1).  

Dem Zweck der Leistung folgend regelt Absatz 1 Nummer 2 auch einen Anspruch auf 
Sofortzuschlag, wenn Kinder nur deswegen keine Ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt 
erhalten, weil im Rahmen der Prüfung der Hilfebedürftigkeit Kindergeld als Einkommen 
berücksichtigt wurde. 

Aus Gründen der Rechtssicherheit regelt Absatz 2, dass auch im BVG spätere Korrektu-
ren bei der zugrundeliegenden Ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt des Kindes nicht 
zur Rückforderung des Sofortzuschlags führen. 

Durch die Regelung in Absatz 3 wird wie im SGB II und SGB XII verhindert, dass der An-
spruch auf den Sofortzuschlag abgetreten, übertragen, verpfändet oder gepfändet werden 
kann. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Der in § 12e Absatz 3 Nummer 4 geregelte Stichtag – 1. Juli 2021 – wird auf den 1. Juli 
2023 verschoben. Erst zu diesem Zeitpunkt werden voraussichtlich die nach § 12i BGG 
vorgesehenen zertifizierten Ausbildungsstätten und die nach § 12j Absatz 2 BGG vorge-
sehenen zertifizierten Prüfstellen für Assistenzhunde flächendeckend vorhanden sein. Es 
soll daher auch ein Hund als anerkannter Assistenzhund gelten, der zusammen mit einem 
Menschen mit Behinderungen eine den Anforderungen des Gesetzes genügende Ausbil-
dung und Prüfung ohne Einbindung einer zertifizierten Ausbildungsstätte und Prüfstelle 
absolviert hat, sofern er diese Ausbildung vor dem 1. Juli 2023 begonnen und zumindest 
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innerhalb von zwölf Monaten nach dem 1. Juli 2023 mit einer erfolgreichen Prüfung been-
det hat. 

Zu Nummer 2 

Die in § 12l Nummer 2 BGG vorgesehene Verordnungsermächtigung ist aus den unter 
Nummer 1 aufgeführten Gründen ebenfalls abzuändern. 

Zu Artikel 8 (Inkrafttreten) 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von Artikel 2 und 7 am 1. Juli 2022 in Kraft.  

Zu Absatz 2 

Artikel 2 tritt am 1. Oktober 2022 und damit zeitgleich mit der Anhebung des Mindestlohns 
auf 12 Euro in Kraft. 

Zu Absatz 3 

Artikel 7 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  


